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Deutsche-zReich. KönigreichPreußen.
Neichslatlde Elfaß - Lothringeni Ministerial-Erlaß, die gegenseitige Anerkennung der Prüfungs-

Bersiignng des Bezirkspräsidcutenvon Lothriugeu, die Reinigung zengnisse für Lehrerinnen im KönigreichePreußen und im Groß-
und Heiznng der Schullokale, sowie die Beschaffung der Klassen- herzogthnme Baden betreffend. Vom 24. Januar 1877.

Utensilien betreffend. Vom 11. Januar 1877.
Berlin den 24. Januar 1877«

Metz, den 11. Januar 1877.
Zwischen der Köni

- . .
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» . » glich preußischenund der Großherzoglich
DE nach Arn 37 dks Gesetzes nberd,enUnternnnVom

badischen Regierung ist eine Vereinbarung über gegenseitige
Un Marz 1850 M GememdfnVerpfnchtet funf-em geelgnetes Anerkennung der für Lehrerinnen im KönigreichePreußen nach
Schullokal Unndas insoweanniassemMobnmrInbeschansnMaßgabe der von mir unter dem 24. April 1874 erlassenensp kann es kemem Zwenel Unter-hegen- daß auch M Gemein-

Prüfungs-Ordnung für Lehrer-innen und .Schulvorsteherinnen,
dfn für HeiznngnndNfinignnTdes SchnnoknJFTsowie für und im GroßherzogthumeBaden nach Maßgabe der die Prü-
Lieferung der Tinte, Kreide, Schwanime und sonstigen Klassen- sung Von Lehrerinnen betreffenden Verordnung des Großher-

UtennnensongenFUnsseInPdenwenn die Lehkpsrspndiese Ohne- zoglicheu Ministeriuins des Innern vom 13. März 1876 aus-

genhenen imman Merkman derselben daka Une angemes- gestellten Prüfungszeugnisseniit den nachstehendeu, in der Ver-
sene Entschädigungzu gewährenhaben.

« «
schiedenheit der beiderseitigenVorschriften begründetenBeschrän-

Die Wahrnehmung, daß dieser Grundsatz in sehr vielen Ge- kungen getrofer worden:
meinden nicht beachtet wird, veranlaßtmich, Sie zu ersuchen, aus 1) die im GroßherzogthumeBaden geprüftenLehrerinnem
Durchführung desselben-»spVielals möglich-Vedncht zn nehmen« welche in der preußischenMonarchie Verwendung als Vorste-

« » « DerPrnndent Von Lothrmgens herinnen von Anstalten suchen, haben hier noch die in Preu-
AU m RUNDWWMM

—-
. ßen vorgeschriebene besondere Prüfung für Schulvorsteherinueu

Verfügung des Ober-Präsidentenvon ElsaszsLothriugen,das Vers abzulegen. Die in dem KönigreichePreußen als Lehreriunen
hältniß dkk GeistlichkuzU den EITMMMVfchUIMbktkesseUds Geprüften sollen dagegen ini GroßherzogthumeBaden ohne
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»

weitere Prüfung auch zur Leitung von Anstalten, soweit diese
.

Auf dennefnnlgenBericht Vom los V« M·-»dnsVerhalt- überhauptfür Frauen zugelassen ist, als befähigterachtet werden;

läg
der Geistlichenzu den Elementarschulenbetreffend,Ill. Nr.

Y diejenigen tm GroßherzogthumeBaden geprüften Leh-

stehesnderwchdereich ergebenst-daß die Geistlichennach den be-
Minnen- welche die dort fakultative Prüfung in der Religion

en Siebenbefugt sind, dem Unterrichte in den Elemen- nicht abgelegt haben, müssen sich vor ihrer Zulassung zur Ver-
tnrschulenbelzmvohnenUnd die EVMUSVUUSEU-zU Welchen ne tvendung in der preußischenMonarchie noch einer Nachprüfung
sich dabei Vesalnsßtflnden, entweder direkt oder durch Vermitt- oder einem Kolloquium in der Religion unterziehen. Diese
lnng des nreIs-Dlrektors oder Kreis-Schulinspekas M Sie ge- iachprüfungbezw. dieses Kolloquium kann bei denjenigen Leh-
lnngen In lassen

, . reriunen, welche noch die Vorsteherinnen-Prüfungablegen, mit
Jch ersuche Sie-·die schierdurch die Kkeioschuiiuspektokeu letzterer Verzunden Werden»

in demselben Sinne Instrme zu lassen, damit sich Fälle- wie Die KöniglicheRegierung oc. setze ich hiervon zur Beach-
sie jüngst in verschiedenen Gegenden des Landes vorgekommen tung iu Kenntniß.
sindsin Welchen sich Lehrer geweigth haben- ihren Unterricht Berlin, den 24. Januar l1877.
in Anwesenheitder Geistlichen fortzusetzen-nicht Wiederholen Der Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-
Straßburg,den 23. Dezember 1876. Angelegenheiten,

ADerOber-PräsidentvOU Elsaß-Lothriugen. Jm Auftrage: Greifs.
n Au

dell Herrn Bezirks-Präsidentenzu N. die KöniglichenRegierungen ec.
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Ministerial-Erlaß, die Leistungen eines Rittergutsbesitzers als

Gutsherr des einen und als Hansvater des andern Schutt-erbau-
des betreffend. Vom 7. Dezember 1876.

Berlin, den«7. Dezember 1876.

Auf die Beschwerde vom 22. April cr., betreffend Ihre
Heranziehung zu den Beiträgen für die Schule in K., eröffue

ich Ew. Hochwohlgeboren, daß es bei der Jhnen im Auftrage
der KöniglichenRegierung zu N. durch das Landrathsamt mit-

getheilten Verfügung, ä. d. N., den 4. August 1876 aus den

darin angeführten Gründen sein Bewenden behalten muß. Die

Gegeuausführungen in der Beschwerdeschrift kann ich nicht für

zutreffend erachten.
Nach §. 36 Theil 11. Titel 12 A. L. R. sind nur die

Glltshekrschasten, auf deren Gute sich die Schule befindet, zur

unentgeltlichen Verabfolgung von Baumaterialien verpflichtet
Nur diese Gutsherrschaften stehen in Folge der ihnen auferleg-
ten speziellenVerpflichtungen der Regel nach der Schulgemeinde
gegenüber und können zu den Hausvätern der auf ihrem Gute

befindlichen Schulen nicht gerechnet werden.
Weder aus diesem §. 36 noch auch aus dem §. 33 a. a. O.

läßt sich indessen die Folgerung herleiten, daß die Gutsherren
überhaupt nicht den in den §§. 29, 34 a. a. O. erwähnten

Hausvätern und Einwohnern zugezählt werden können, und

insbesondere gewähren auch die von Ihnen angezogenen Ent-

scheidungen des höchstenGerichtshofes für diese Auffassung kei-

nen Anhalt.
Jndem in Folge der Einrichtung besonderer konfessioneller

Schulverbände die Möglichkeitgegeben ist, daß sich über den-

selbenBezirk verschiedene Schulverbände je nach dem Glaubens-
bekenntnisse der Einwohner erstrecken, kann auch der Fall ein-

treten, daß Gutsherrn zu der einen Schule im Verhältnisseder

Gutsherrschaft stehen nnd in Folge ihres Glaubensbekenntnis-
ses der anderen sich über ihr Gut erstreckenden Schule als

Hausväter im Sinne des §. 29 a. a. Q. angehören. Zutref-
fend ist allerdings, daß dieser Fall in den in dortiger Provinz
maßgebendenBestimmungen des Titels 12 Theil Il. A. L. R.

nicht speziell erwähnt ist. Indem aber die erwähnte Einrich-

tung konfessioneller Schulverbände in den Bestimmungen der

Regierungs-Instruktion vom 23. Oktober 1817 und der Vor-

schrift des §. 30 Theil 11. Titel 12 A. L. R. ihre Rechtferti-
gung findet, kann ich, da die evangelischen Einwohner von N.

zur evangelischen Schule in K. eingeschult sind, und Ew. Hoch-
wohlgeboren wie Jhr Herr Vater der evangelischen Religion an-

gehören, es nicht für ungesetzlicherachten, daß Sie zu den La-

sten der Schule in K. als Hausväter herangezogen werden, ob-

gleichSie hinsichtlich der Schule in N. als Gutsherrschaft an-

zusehen sind. .

Der Minister der geistlichen 2c. Angelegenheiten
Falk.

R
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l b Nden ittergutsbesitzerec. Hochwo e oren u -

.
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Ministerial-Erlaß, den Ausschlußder Nachzahlung einer Dienst-
alterszulage an einen vom Amte suspendirten, demnächstwieder

eintretenden Lehrer betreffend. Vom 4. Oktober 1876.

Berlin, den 4. Oktober 1876.

Auf den Bericht vom 5. v. M. ermächtigeich die König-
liche Regierung, dem katholischen Elementarlehrer N. zu N. die H

ihm aus dem Einkommen seiner Stelle für das verflossene Jahr
noch zustehenden — Mark durch Jhre Hauptkasse zahlen zu

lassen.

s

i

i
s

s

Die persönlicheZulage, welche der 2c. N. mit Rücksicht
auf seine Dienstzeit aus Staatsfonds im vorigen Jahre zu be-

ziehen gehabt hätte, ist nach der Zirkular-Verfügung vom 8.

Juni 1873 — U. III. 22,574 —- jederzeit widerruflich und gehört

nicht zum Stelleneinkommen, unterliegt somit auch nicht gleichen
Bestimmungen, wie das Gehalt selbst. Wenn eine solcheDienst-

altersznlage aus Staatsfonds in Folge der Suspendirung ei-

nes Lehrer vom Amte in Gemäßheit der Bestimmung unter

Nr. 4 a. der Zirkular-Verfügung vom 18. Juni 1873 zurück-

gezogen war, ist zwar die Zeit der Amtssuspension des Lehrers,
wenn derselbe im Amte bleibt, bei Berechnung der zur Gewäh-

rung der Dienstalterszulage erforderlichen Dienstzeit in Betracht

zu ziehen. Die Nachzahlung der aus Staatsfonds zu gewäh-
reuden Dienstalterszulage an einen Lehrer für die Zeit seiner
Suspendirung vom Amte würde aber mit den Bestimmungen
der Zirkular-Versügungvom 18. Juni 1873 nicht vereinbar sein.
Der Königlicheu Regierung bleibt jedoch überlassen, zu erwä-

gen, ob besondere Gründe der Billigkeit dafür sprechen, den

dem 2c. N. hiernach erwachsenden Verlust in anderer Weise
nach Maßgabe der sonstigen der KöniglichenRegierung zur Ver-

fügung stehenden Fonds und der wegen deren Verwendung er-

gangenen Bestimmungen auszugleichen.
Der Minister der geistlichen 2e. Angelegenheiten

Jm Auftrage: Greifs.
An

die KöniglicheRegierung in N.
U. lII. 11,252.

Ministerial-Erlaß, den Gewerbebetrieb seitens der Lehrer und der
Angehörigen ec. derselben, wie die Nachsuchung der Erlaubniß be-

treffend. Vom 16. August 1876.

Arnsberg, den 16. August 1876.

Nach Vorschrift des §. 19 der Gewerbe-Ordnung vom 17.

Januar 1845 und Alin. 2 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni
1869 bezw. der AllerhöchstenOrdre vom 13. Juli 1839 bedür-

fen Lehrer als mittelbare Staatsbeamte zum Betriebe eines Ge-
werbes der Erlaubniß der vorgesetzten Dienstbehördeund zwar
muß diese Erlaubniß auch zu dem Gewerbebetriebe ihrer Ehe-
franen, der in ihrer väterlichen Gewalt stehenden Kinder, ih-
rer Dienstboten und anderer Mitglieder ihres Hausstandes ein-

geholt werden Die zur Ertheilung der Erlaubniß allein kom-

petente Jnstanz ist die Bezirks-Regierung
Verschiedene Unzuträglichkeiten,welche in jüngerer Zeit

durch nicht erlaubten Gewerbebetrieb seitens mehrerer Lehrer,
bezw. der zu ihrem Hausstande gehörigen Personen zu unserer

Kenntniß gelangt sind, veranlassen uns, Euer Hochwohlgeboren
hierdurch zu beauftragen, den Lehrern durch die Schulvorstände
die vorgenannte Vorschrift von Neuem einzuschärfenund dabei

zu erkennen zu geben, daß wir fortan keinem Lehrer oder Leh-
rerangehörigen die Erlaubniß zu einem Gewerbebetriebe erthei-
len, die etwa ertheilte Erlaubniß aber sofort zurückziehenwer-

den, sobald sich daraus Unzuträglichkeitenfür die berufliche
Stellung zeigen.

Für jeden Schulvorstand ist je Ein Neben-Exemplardieser
Verfügung beigefügt.

KöniglicheRegierung; »

Abtheilung des Jnnem
s)

sämmtlicheJldnerreuLandräthe
des Regierungsbezirtes.
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117 Preußen: Das städtischeSehnt-Museum Vom 23. Januar 1877.

Kolle ialsB lu des Magistrats zu Berlinfvottn24. März 1876

und dgerstiidssslcshetsZSchuldeputationzu Berlin vom 20. Januar 1877,
die Freifchule in den höherenstädtischenLehranstalten betreffend.

Berlin, den 24. März 1876.

Das Kollegium beschließt: Ju der Regel darf den Schü-

lern der höherenstädtischenLehranstalten, wie bisher, nur dann

Freischule bewilligt werden, wenn sie mindestens l Jahr das

Schulgeld in der betreffenden Anstalt bezahlt und die Vorschub

Klassen absolvirt haben. Von- dieser Regel soll aber zu Gun-

sten talentvoller Knaben, deren Eltern oder Angehörige bedürf-

tig sind, in folgenden Fällen eine Ausnahme gemacht werden
dürfen:

a. wenn ein Knabe die 1. Klasse einer Gemeindeschule be-

sucht, erst 12 Jahre alt ist und deshalb vom Hauptlehrer
zur Aufnahme empfohlen wird;

b. wenn ein Knabe die Elemeutar-Klafsen einer Mittel- oder

höheren Knabenschule absolvirt hat und vom Vorsteher
besonders empfohlen wird;

c. wenn der Direktor der qu. Anstalt den Knaben zur Frei-
schule empfiehlt, obgleich er noch nicht l Jahr die Schule

besucht.
Magistrat hiesiger KöniglicherHaupt- und Residenzstadt.

Hobrecht.

·

Berlin, den 20. Januar 1877.

Abschrift des vorstehenden Magistrats-Beschlusses erhalten
Sie mit der Aufforderung, vorkommenden Falles die Eltern der

betreffenden Schüler auf die sich ihnen bietende Gelegenheit
aufmerksam zu machen, ihren Söhnen kostensrei eine höhere
Ausbildung zu Theil werden zu lassen.

Die städtischeSchul-Deputation.
. Schrein er.

«

An
die Herren Hauptlehrer der Gemeinde-«

Knabenscbulenund die Herren Vorste-
her der Mittel- und höheren Privat-
Knabenschuletr

317 s. D.

Verfügung der städtischenSchuldeputation zu Berlin, das städtis
Osche SchulsMuseum betreffend. Vom 23. Januar 1877.

Berlin, den 23j Januar 1877.

«

Das städtische Schul-Museum kann benutzt werden:
1. von den Lehrern und Lehrerinnen der städtischenSchulen-
2. von den Schulvorstehern und Schulvorsteherinnen der Ber-

liner Privatschuleu,
— VFMdenjenigenLehrern und Lehrerinnen der Privatschulen,
für welche ein Mitglied der Schul-Deputation, ein Haupt-
lekZmoder SchulvorsteherBürgschaft leistet.

4- DIE Sammlungen können in den Lesestunden Sonnabends
3—6 Uhr Nachmittagsund Sonntags ll—l Uhr in der
Aula der 72. Gemeindeschule,Brandenburgstraße78,-79, be-

nutzt werden.

. DieBücherwerden, mit Ausnahme der Wörterbücher, auch
m’s Haus verliehen. Die Ausgabe und die Rücklieferung
der Bücher findet in den genannten Lesestunden und Mitt-

nFDchsvon 3—-4 Uhr Nachmittags statt. Niemand kann an

Äms-mTage mehr als zwei Bücher entleihen, und jedes ge-
lteheUeBuch muß binnen vier Wochen zurückgeliefertwerden.

Städtische-Schul-Deputation.
Schreiner.

Erkenntniß des KöniglichenGerichtshofes zur Entscheidung der

Kompeteuzkonflikte,den Ausschlußdes Rechtweges in Beziehung
auf die Beitragspflicht der Gutsherren in Schlefien zur Befol-
dung der Industrielehrerinnen betreffend. Vom 11. November 1876.

Jm Namen des Königs.

Auf den von der Königl. Regierung zu Qppeln erhobenen
Kompetenz-Konflikt in der bei dem KöniglichenKreisgerichte zu

B· anhängigen Prozeßsache
des Grafen N. auf N., Klägers,

wider

die katholische Schulgemeinde zu Z., Verklagte,
betreffend Befreiung von der Beitragspflicht zur Befol-
dung der Jndustrielehrerinnen bei der katholischen Schule
in Z., .

erkennt der Königliche Gerichtshof zur Entscheidung der Kompe-
tenz-Konflikte für Recht:

daß der Rechtsweg in dieser Sache für unzulässigund

der erhobene Kompetenz-Konflikt daher für begründet
zu erachten.

Von Rechts Wegen.

Gründe.

Der Graf N., welcher als Eigenthümer des Rittergutes Z.
von der Königlichen Regierung zu Oppeln herangezogen ist, zu

dem Gehalte der bei der katholischen Schule zu Z. seit den Jah-
«

ren 1873 bezw. 1875 angestellten 6 Jndustrielehrerinnen einen

Beitrag Von Vz zu leisten, klagt gegen dieSchulgemeinde auf
Anerkennung, daß er zu diesem Beitrage nicht verpflichtetsei,
und auf theilweise Zurückzahlungdes von ihm bereits einge-
zogenen Beitrages Die Verklagte hat die Unzulässigkeitdes

Rechtsweges eingewendet, und durch Plenarbeschlußder König-
lichen Regierung zu Oppeln vom 18. November 1875 ist der

Kompetenz-Konflikt erhoben, welchen der Kläger für unbegrün-
det erklärt, die Gerichte l. und 11. Instanz dagegen für be-

gründet erachten.

Jn Uebereinstimmungmit wiederholten Vorentscheidungen,
namentlich denen von 13. März 1869 und 12. März 1870

(Just.-Minist.-Bl. 1869 S. 98, 1870 S. 113) mußte der Rechts-
weg für UUzUlässigerklärt werden. Hinsichtlichaller beständi-

gen dinglichen oder persönlichen Abgaben und Leistungen,
welche an öffentlichenSchulen oder an deren Beamte vermöge
einer allgemeinen gesetzlichenVerbindlichkeit zu entrichten sind,
findet ein rechtliches Gehör nur insoweit ftatt, als die Befreiung
VOU eitler solchen Abgabe oder Leistung aus besonderen Grün-
den geltend gemacht oder eine Prägravation behauptet wird.

(AllerhöchsteKabinets-Ordre vom 19. Juni 1836, §. 15 des Ge-

setzes vom 24. Mai 1861.) Die dem Kläger auferlegte Ver-

Pflichtungstützt sich auf das Schul-Reglement vom 18. Mai

1801, welches die Beitragspflicht der Gutsherrschaft zu den

Schullasten — Vs der baaren Beiträge —- ausdrücklich aus-

spricht- Dieses Schul-Reglement bildet, wie in dem«Erkennt-

niß vom 14. Dezember 1867 (Just.-Minist.-Bl. S. 118) des

Näheren dargelegt ist, eine »allgemeine«gesetzlicheVerbindlich·
»

keit. Der Kläger sucht darzuthuu, daß letztere nach §. 19 des

Reglements sich nur auf den eigentlichen Elementar-Unterricht
beziehe, während im §. 58 die Einführung des Industrie-Un-
terrichtes nur als nützlich und wünschenswerthbezeichnet- Die

Erhaltung desselben durch seinen eigenen Ertrag in Aussicht ge-
nommen sei, daß also in dieser Beziehung von einer allgemei-
nen öffentlichenAbgabe nicht die Rede sei. Ob diese Ausfüh-

rungen, soweit sie eine Jnterpretation der materiellen Bestim-
,

mungen des "Schul-Reglementsenthalten, für zutreffend erachtet
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werden könnten, ist in dein gegenwärtigenVerfahren nicht zu

prüfen; soweit sie den Zweck verfolgen, die Zulässigkeit des

Rechtsweges darzuthun, sind sie sehlsam. Darüber, was in

der Schule gelehrt werden soll, und ebenso über die auf der

Auslegung des Gesetzes beruheiide Ausdehnung der allgemei-
nen Verpflichtung hat die Verwaltung zu befinden. (Vergleiche
die Vorentscheidungen.) Wenn Kläger aber meint, der §. 58

eit. müsse als ein besonderer Titel, als ein Privilegium ange-

sehen werden, aus welchem die Befreiung hergeleitet werde,
und könne er deshalb rechtliches Gehör verlangen, so iibersieht
er, daß nach dem in der AllerhöchstenOrdre vom 19. Juni
1836 in Bezug genommen §. 79 Tit. 14 Th.Il. Allgem. Land-

rechtes (vergleiche §§. 4—8 daselbst) nur Vertrag, Privilegium
und Verjährung als »besondere«Gründe der Befreiung aner-

kannt sind, vorliegend aber nach des Klägers eigenen Ausfüh-
rungen nicht ein besonderer Titel, sondern die Interpretation
der allgemeinen Vorschrift, in Frage steht. Unter denselben

Gesichtspunkt fallen die weiteren Ausführungen des Klägers, -

welche sich auf die heutige öffentlich-rechtlicheStellung der Guts-

herrschaften, sowie darauf beziehen, ob der Industrie-Unterricht

zweckmäßigerWeise mit den konfessionellenSchulen zu verbin-

den, ob eventl. im gegebenen Falle die Anstellung von 6 Lehre-

rinnen nöthig gewesen, oder 4 Lehrerinnen genügt hätten. End-

lich beziehtsichder Kläger auch mit ,Unrechtauf die Vorentscheidung
des uiiterzeichneten Gerichtshofes vom 10. März 1855 (Just.-
Minist.-Bl. S. 169). Der dort behaiidelte Fall lag wesentlich

anders, als der vorliegende; es handelte sich um die nach der -

AllerhöchstenOrdre vom 19. Juni 1836 und §. 79 Tit. 14 Th.
11. Allgem. Landrechtes der Erörterung im Rechtswege überlas-
sene Feststellung des gegenseitigen Rechtsverhältnisses der Kon-

tribnenten, die Klage wurde auf Prägravation gestützt. Vor-

liegend ist aber nicht dahin geklagt, daß die dem Kläger auf-

erlegte Abgabe zwischen der Schulgemeinde und ihm nach ei-

nem gewissenVerhältnisse vertheilt werde, sondern Kläger be-

hauptet, die ihm auferlegte Abgabe habe ihm bei richtiger Aus-

legung des Schul-Reglements, insbesondere des §. 58 desselben,
;

nicht auferlegt werden dürfen. Die Klage stellt daher die Ver-

bindlichkeit zur Entrichtung der Abgabe selbst, welche dem Klä-

ger zur Last gestellt ist, in Frage, und dies genügt nach obigen
Ausführungen nicht, um die Zulässigkeit des Rechtsweges zu

begründen (Entscheiduiig vom 14· Dezember 1867 Just-Minist-
Bi. S. 118).

Berlin, den Il. November 1876.

KöniglicherGerichtshof zur Entscheidung der Kompetenz-Konflikte
(L. sp) v. Könen.

Die ,,Deiitfehe Schulzeitung«,
Central-Organ für ganz Deutschland, herausgegeben von

r. Eduard Keller,
enthält in Nr. 7: Amtliches. Leitartikelr Erinnerung an Pestalozzi.
Korrespondenzen: Berlin (LaudwirthschaftlicheMittelschulen. Antrag, die

Domstifter betr. Berufung. Anerkennung einer hoh. Lehranstaltals höh. Bür-

gerschule oder Proghmnasium Der Religionsunterricht in der Volksschule.
Personalien. Anträge, Fragen und Antworten zum Etat des Unterrichtsmini-
steriuins.
scheidung, die Besoldung evangel. Landschullehrer betr.); Magdeburg (Die Leh-

Gesetzentwurf, die Bestrafung von Kindern betr.); Breslau (Eiit- H

mann’schenSprachbücher. Orthographiereform); Halle (Pestalozzi’sTodestag. T

Sterbekasse siir Lehrer); Hagen (Anstellung von Bolksschullehrern. Pensions-
l

kasse); Kassel (Kronprinzliche Stiftung); Dresden (Das sächsischeSchulwesen);
I

Paris (Unentgeltlichkeitdes Elementariinterrichts); B e rl i n e r Nu chrichte n.

Vermischtes: Friedr. Harkort. Zum Vogelschiitz. Neue Planeten Tod- «

tenschau. Vereins-Nachrichten Vakante Lehrerstelleii. An-

zeigen. Die Beilage(Anzeigerfür die pädagogischeLiteratur) enthält fol-
gende Rezensionen:

« ie katholischeVolksschule am Niederrhein unter geistli-
cher Leitung von L. F. Senffardt. Leben und Streben im Seminar zu

Hannover während der Jahre 1790—94 von Herm. Müller. Jahresbericht
»devagl.Schnllehrerseminars zu Kaiserslautern und der demselben unterstellten
Praparandenfchiilen, 1875— 1876. Das christliche Gebet· Sieben Vorträge
von Dr. Le«oiil)ardt,mit Vorwort von D. Brückner. spelling-Bookor

First English Book for little learners· Basy exerejses in reading-, con-

versation and gramlmar for our young friends, both girls and bo ss after
the method of Intuition by Dr. J. 85 B. M. Lehmann. Abece aire ou

·Prei·n1»erInvre Braue-us de Panant Allem-and eto., d’apres la methode

intuitive par Dr. J. E. M. Lehmann, premiere partie. Panorama-

d’klistoriettes.»Hei-neude Reis-its et Entretiens par Mme. A. Besche-

Bnod»et Angehque de Lageretröm.Nouvelle edition. Systematische
FranzosischeSprechiibiingenjur die mittlern und höheren Stufen des fran-
zosischenSprachunterrichtes »in deutschen Schulen von Karl Keller. Fran-
zosisvcheGewürm-Grammatikvon C. Schreiber. Wandkarten fitr den Un-
terricht in» der·mathematischen Geographie von E· Wehel. Letzte Reise
von David Liviugstoiie in ZentraliAsrika von 1865—187·3. Kleine Schul-
geogravhievon T. Ruf. Duette fiir Anfänger im Biolinspiel von C. Kunde·
Heinrich Zschokke’ssämmtliche Novellen Dr. Martin Luther’s Tischreden
oder Coloquia. Schiilreden von Dr. Karl Schulen

Hugo Folgt, Berlin und Leipzig.
Verlag von

Sieger-Russ,
Schutzden Vögeln.

I. Kleine Ermahnung-.
parthien

60 Pr. '

billiger-
Il. Die nützlichsten

Freunde« Siehe ,,Deutsche schulz.«
Nr. 7, S. 63:

»ZumVogelsotiutz«.
n. 1,20.

Durch alle Buchhandlungen, sowie

von der Verlagshandlung zu beziehen.

DIE-Zu Kaisers Geburtstag! W

Die deutsche Reichsfahne
Gesprächdreier Knaben 2tBniteinem Landwehrmamie

011

Heinrich voigt,
Nektar und Prediger. ·

(Separat-Abdruck ans der ,,Deutschen Schulzeitung«für die Hand
der Schiller.)

Diese leicht zu lernende und aiifziiführeiide,höchstansprechendeDichtung
des begabten Verfassers empfehlen wir zum Gebrauche bei der bevorstehenden
Feier von Kaisers Geburtstag. X

Zu beziehen direkt von der Exvedition der ,,Deutschen Schulzeng«
(Berlin s. 0., Michaelkirchplatz 6); l Exemplar 20 Pfennige, 5 Exemplare
80 Pf., 10 Exemplare l Mart 20 Pf» 20 Exemplare und darüberä. 10 Pf.
(Die Beträge können in Briefmarken gesandt werden-) Die Zusendung der

Exemplare erfolgt umgebend und frquco. [14]

Verlag von Lan-alt- O stät-del in Leipzig-.
vorschnle der chem1e.

Eine Anleitung Zur Ausführung von einfachen und unterhaltenden
Experimenten nach methodisohen Grundsätzen für den Schul- und Selbst-
unterrioht bearbeitet von Dr. A. Ho saeus, Lehrer der Chemie am Real-

gymnasium in Eisenach. Mit 95 Holzschnitten. 3 M. 60 Pf-
Zu beziehen durch alle Buchhandlung-en o llTJJU

jeder Art kann ans voller UeberzFUgUUgdie

Anwendung des tausendfach bcwghrtcu, in
Dr. Dis-MS Natuklscilstietlsoeic beschriebenenHeilverfahrens
empfohlen werden. Dieses jetzt in 68. Aussage erichienene 500 Seiten

starke Buch kostet nur l Mark und ist durch leiseBuchhandlung oder

direkt von Magens Berichte-Anstalt in Leipzig zu beziehen. [16]

Dieser NumnieFiMlage von E. Staats-s
Landkartenverlagin Weimar beigefügt,welchewir der

Beachtung empfehlen.
Für die Reduktion verantwortlich: Fr. Eduard Keller. —- Kommissions-Verlag von Robert Oppenheim iii Berlin W., Karlsbad 6.

Druck von F. Striewiiig in Landsberg a. W.
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